
von Geld wegen geleisteter Arbeitseinheiten geregelt 
werden. Die Bestimmungen über die pfändungsfreien 
Beträge des Arbeitseinkommens können wegen des 
unterschiedlichen Charakters und der Formen der Be­
zahlung für die Arbeitseinheiten nicht angewendet 
werden, denn außer den Geldeinkünften haben die 
Mitglieder Anspruch auf Lieferung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse und Einkünfte aus der individuellen Haus­
wirtschaft. Die Ansprüche des Mitglieds auf Zahlung 
von Geld für geleistete Arbeitseinheiten sind grund­
sätzlich zu 50 Prozent pfändbar. Mit Rücksicht darauf, 
daß die Mitglieder der LPG unterschiedliche Einkünfte 
aus der persönlichen Hauswirtschaft haben und der 
Anspruch auf Zahlung von Geld den ausschlaggebenden 
Teil ihres Einkommens darstellt, kann unter Berück­
sichtigung der wirtschaftlichen Lage der Beteiligten der 
unpfändbare Teil auf mehr als 50 Prozent festgelegt 
werden. Dagegen kann wegen des laufenden Unterhalts 
der durch gerichtliche Entscheidung — dazu gehört auch 
ein durch das Gericht bestätigter Vergleich — oder in 
einer vom Rat des Kreises genehmigten Vereinbarung 
oder in einer Vaterschaftsanerkennungsurkunde fest­
gelegte Betrag und der monatliche Mietzins für den 
Wohnraum des Schuldners in voller Höhe gepfändet 
werden.

Nicht pfändbar ist der Anspruch eines Mitglieds auf 
Lieferung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen

wegen geleisteter Arbeitseinheiten. Ebenfalls nicht zu­
lässig ist die Pfändung wegen Geldforderungen gegen 
ein Mitglied in das der LPG zur Verfügung zu stel­
lende und das zur Nutzung überlassene lebende und 
tote Inventar, weil diese Sachen der genossenschaft­
lichen Produktion dienen.

Um zu verhindern, daß im Fall der Zwangsvollstrek­
kung wegen Geldforderungen in das unbewegliche Ver­
mögen eines LPG-Mitglieds das von diesem zur ge­
meinsamen Nutzung in die LPG eingebrachte Land von 
Nichtmitgliedern erworben wird, bestimmt die Durch- 
führungsVO, daß nur LPGs, deren Mitglieder oder 
Rechtsträger von Volkseigentum bei derartigen Ver­
steigerungen Land erwerben dürfen.

Außer den bereits in der APfVO als bedingt pfänd­
bar bezeichneten Forderungen sind auch die Forderun­
gen auf die staatlichen Zuwendungen, die einmalig im 
Zusammenhang mit dem Eintritt in die LPG und mit 
der Leistung von Inventarbeiträgen gewährt werden, 
bedingt pfändbar. Da diese Forderungen nur wegen 
laufender monatlicher Unterhaltsforderungen oder 
Mietzinsforderungen für den Wohnraum des Schuld­
ners oder Forderungen staatlicher Organe und Einrich­
tungen nur ausnahmsweise gepfändet werden dürfen, 
wird den in die LPG eintretenden Einzelbauern der 
Bestand dieser Zuwendungen in größtem Maße ge­
sichert.

Die Durchführung von gerichtlichen Verfahren in Familiensachen, 
an denen Bürger der Tschechoslowakischen Republik 

oder der Volksrepublik Polen beteiligt sind
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Allgemeine Grundsätze
Bei der Durchführung eines Verfahrens in Familien­

sachen, bei denen eine oder beide Parteien Angehörige 
eines anderen Staates sind, hat das Gericht zunächst 
über zwei Fragen zu entscheiden:

Ist für das Verfahren ein Gericht der Deutschen
Demokratischen Republik zuständig?
Welches materielle Recht ist auf die Entscheidung
anzu wenden?
Die Antwort auf die erste Frage enthalten die Nor­

men des Internationalen Prozeßrechts. Diese Be­
stimmungen regeln die Zuständigkeit der Gerichte der 
in Betracht kommenden Staaten. Die allgemeinen Vor­
schriften hierüber sind in der ZPO enthalten. Dabei 
sind im Gegensatz zur Regelung im materiellen Recht, 
das die Normen des Internationalen Privatrechts in 
einem besonderen Abschnitt im EGBGB zusammenfaßt, 
die Bestimmungen des Internationalen Prozeßrechts in 
der ZPO nicht ausdrücklich als solche bezeichnet. Die 
Zuständigkeit der Gerichte der Deutschen Demo­
kratischen Republik in derartigen Fällen ergibt sich 
aus der in der ZPO geregelten innerstaatlichen örtlichen 
Zuständigkeit. Die Zuständigkeit eines unserer Gerichte 
zur Durchführung eines Verfahrens in familienrecht­
lichen Angelegenheiten ist mithin immer dann gegeben, 
wenn nach den Bestimmungen der ZPO für die Durch­
führung des Verfahrens ein Gerichtsstand in der 
Deutschen Demokratischen Republik gegeben ist. In den 
hier zu behandelnden Fällen kommen danach folgende 
Zuständigkeiten in Betracht: für das Verfahren zur 
Scheidung oder Nichtigerklärung einer Ehe § 606 ZPO, 
für das Verfahren über die Anfechtung der Ehelichkeit 
eines Kindes oder die Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens eines Eltern-Kind-Verhältnisses § 642 
ZPO, und für die Durchführung von Unterhaltsklagen, 
soweit sie nicht mit den vorgenannten Verfahren ver­
bunden sind, der Gerichtsstand des Verklagten (im 
allgemeinen also § 13 ZPO).

Die vorstehend skizzierte Regelung der allgemeinen 
internationalen Zuständigkeiten in Familensachen gilt

nicht, falls durch internationale Abkommen, insbeson­
dere also durch die Rechtshilfeverträge, wie sie zwi­
schen der Deutschen Demokratischen Republik und den 
anderen europäischen sozialistischen Staaten bestehen, 
eine andere Regelung getroffen worden ist. Bei der An­
wendung der genannten Verträge ist jedoch zu be­
achten, daß darin die Fragen des Internationalen Pro­
zeßrechts auf familienrechtlichem Gebiet nicht immer 
erschöpfend geregelt sind. Dies gilt z. B. für den Rechts­
hilfevertrag mit der Tschechoslowakischen Republik. 
Soweit die Fragen der Zuständigkeit in den genannten 
Abkommen nicht ausdrücklich geregelt sind, gelten des­
halb die allgemeinen Vorschriften.

Ist nach Maßgabe der vorgenannten Bestimmungen 
die Zuständigkeit eines Gerichts der Deutschen Demo­
kratischen Republik gegeben, so bedeutet dies gleich­
zeitig, daß für das gesamte Verfahren (also einschließ­
lich des Rechtsmittelverfahrens, der Zwangsvollstrek-- 
kung und der Kostenerstattung) die Prozeßvorschriften 
der Deutschen Demokratischen Republik maßgebend 
sind, da auf prozessuale Fragen jedes Gericht nur sein 
eigenes Recht anzuwenden hat (die sog. lex fori).

Unabhängig davon ist jedoch die zweite Frage nach 
dem in dem Verfahren anzuwendenden materiellen 
Recht zu beurteilen. Hier kann und muß das Gericht, 
wenn es das Gesetz vorschreibt, auch das materielle 
Zivil- oder Familienrecht anderer Staaten anwenden. 
Die Antwort darauf, wann dies zu geschehen hat, geben 
die Normen des sogenannten Internationalen Privat­
rechts. Die allgemeinen Bestimmungen fafnilienrecht- 
licher Art sind in den Art. 17 bis 23 EGBGB enthalten. 
Bei der Anwendung dieser Normen durch die Gerichte 
ist zu beachten, daß ein Großteil dieser Vorschriften in 
seinem Wortlaut gegen den verfassungsmäßigen Grund­
satz der Gleichberechtigung der Frau verstößt. Die Aus­
legung und Anwendung dieser Vorschriften durch die 
Gerichte hat deshalb unter Berücksichtigung dieses Ver­
fassungsgrundsatzes zu erfolgen1. Die allgemeinen Nor-

l vgl. hierzu Wiemann, Anmerkung zum Urteil des Kreis­
gerichts Schmalkalden vom 16. Mal 1956, NJ-Hechtsprechungs- 
beilage 1956 S. 60 ff.
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